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Hans-Jürgen Schmahi

Rien
ne va plus?

Niemand i<ann im Ernst er
warten, daß eine nur nodi ge- 

schäftsfüiirende Regierung Wirt- 
schaftspoiitiI< machen !<önnte, 
jedenfaiis keine restriktive. Da
her konnte von der jüngsten

„Konzertierten Aktion“ auch kein 
Ergebnis erwartet werden. Das 
ist angesichts der in letzter Zeit 
eher noch ungünstiger gewor
denen Preisentwicklung mißlich. 
Denn es bekräftigt -  soweit zu 
Unrecht — den Eindruck totaler 
wirtschaftspolitischer Hilflosig
keit gegenüber dem Phänomen 
der Unstabilität, der sich ohne
hin verbreitet hat. Freilich ist 
das Ende der Lähmung der 
Bundesregierung abzusehen. 
Dabei ist allerdings vorausge
setzt, daß die kommende Bun
destagswahl eine handlungs
fähige Parlamentsmehrheit her
vorbringen wird. Der gegenwär
tige Zustand bedeutet also „nur“ 
Zeitverlust.

Doch auch die Deutsche Bun
desbank hat kein überzeugen
des Signal zum Angriff auf die 
treibenden Kräfte der Geldent
wertung gesetzt. Sie hat den 
Diskont nur um ein symbo
lisches halbes Prozent zu erhö
hen gewagt, obwohl sie von der 
Notwendigkeit eines viel ge
wichtigeren Schrittes überzeugt 
ist. Ihre Zurückhaltung erklärt 
sich allerdings nicht aus der 
Rücksicht auf Wahlkampfzeiten. 
Die Bundesbank steht vielmehr 
schlicht vor der Tatsache, daß 
jede restriktive Maßnahme der 
Geldpolitik außenwirtschaftlich 
unterlaufen zu werden droht. Die 
bisher ergriffenen Maßnahmen 
auf Grund des § 23 Außenwirt
schaftsgesetz haben keineswegs 
jenes Maß von „außenwirtschaft
licher Absicherung“ bewirkt, das 
wieder eine entschlossene 
binnenwirtschaftlich orientierte 
Geldpolitik erlauben würde.

Was wir also als erste Vor
aussetzung für eine erfolgver
sprechende Bekämpfung der 
Unstabilität brauchen, ist die 
Wiederherstellung der Hand
lungsfähigkeit von Bundesregie
rung und Bundesbank. Das eine 
geschieht höchstwahrscheinlich 
durch die Wahl; aber das an
dere? Die Bundesbank hat ein
deutige Präferenzen für einen 
weitergehenden Dirigismus. Sie 
zeigt die „Pragmatikern“ eigene 
Geringschätzung der Gefahren, 
die mit der Aushöhlung eines

Prinzips — hier des freien Aus
tausches -  verbunden sind. Die 
„klassische“ Form der außen
wirtschaftlichen Absicherung, 
das Floating, gilt offensichtlich 
als politisch nicht mehr durch
setzbar.

• Unterstellt, beide eben ge
nannten Voraussetzungen wür
den bald gegeben sein — wie 
soll dann die Stabilisierungs
politik aussehen? Es geht ja 
nicht nur um die Verhinderung 
eines zu starken Aufschwungs. 
Sie wäre einer handlungsfähi
gen Regierung zusammen mit 
einer handlungsfähigen Noten
bank wohl möglich. Doch wie 
bricht man den sogar schon 
ohne Hochkonjunkturbedingun
gen herrschenden kräftigen 
Preisauftrieb? Indem man den 
Aufschwung nicht nur mäßigt, 
sondern abwürgt. Selbst dann 
ist der Erfolg jedoch nicht 
sicher, und das wird die Abnei
gung gegen solches Vorgehen 
mit Recht vergrößern. Es gibt 
aber auch einen anderen Weg. 
Es ist der Weg der Einkom
menspolitik — „Stabilitätspakt“ 
des Staates mit den Sozialpart
nern oder welches Schlagwort 
man immer dafür verwenden 
will. In der Tat, dies ist eine 
Situation, die am besten durch 
eine vertrauensvolle Gemein
schaftsaktion zur Reduzierung 
von Lohn- und Preisanstiegs
raten zu meistern wäre.

Indessen darf man die Chan
cen für eine effiziente Einkom
menspolitik sicherlich nicht hoch 
einschätzen. Es gibt auch ein- 
leuditende — aber eben nicht 
an stabilitätspoiitischen Vorstel
lungen orientierte -  Argumente 
gegen sie, und das gilt für an
dere Formen der Stabilisierungs
politik ebenfalls. Aber man muß 
die Konsequenzen sehen. Wenn 
dies aus verteilungspolitischen, 
jenes aus > europapolitischen, 
anderes aus gesellschaftspoliti
schen und wieder anderes aus 
„schlechthin politischen“ Grün
den nicht gewünscht wird oder 
nicht möglich erscheint, dann 
heißt auch die Folgerung für die 
Stabilität: rien ne va plus. Geht 
wirklich nichts mehr?
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